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stets die Beweise von Freundschaft, von Gewogenheit

und von Zutrauen, womit Se. katholische Majestät

unser Vaterland beehren, mit Dankbarkeit empfinden;
sie wird alles, was von ihr abhängt, anwenden, um
sich einen so mächtigen und so edelmüihigen Freund, als

der König, Ihr Herr ist, zu erhalten.

Die Eintracht, welche zwischen der spanischen Krone

und der helvetischen Republik herrscht, giebt dem

Vollziehungsausschuß den Muth, Se. katholischen Maj.
noch einmal unser heiligstes und kostbarstes Interesse,

in diesen für uns so kritischen Umständen dringendst

zu empfehlen. Wir schmeicheln uns, daß Selbige,
zu seiner Zeit, in Verbindung mit den fricdensiiflen-

den Mächten, großmüthig geruhen werde, unsere Un-

abhängigkcit und unsere Neutralität, welche zu allen

Zeiten die Quelle unsers Wohlseyns gewesen ist, be-

festigen, zu helfen.
Wollen Sie, Herr Ritter und ausserordentlicher

Gesandter! bey Ihrer Wiedererscheinung am Hose

fortfahren, mit Ihrem freundschaftlichen Eifer und

mit Ihrer Gefälligkeit, unsere Regierung zu unterstüzcn,

so werden Sie uns aufs neue zur lebhaftesten Hoch-

achtung und Dankbarkeit verpflichten.

Gott wolle Ihnen eine glükliche Reife und eine

vergnügte Heimkunft verleihen; er begleite Sie mit
feinem Seegen, und gewähre Ihnen die Erfüllung
dessen, was Sie zum Gegenstand Ihrer Wünsche

machen.

Gesetzgebung.

S en at, 14. I u u i.

(Fortsetzung.)

(Beschluß von Kubli's Meynung.)

Unstreitig würden die Wirkungen des Beschlusses in
den verschiedenen Theilen der Republik sehr verschieden

seyn.. Die im I. 1798 für die Vertheidigung ihres
Landes und Bodens fielen sind wohl auch fürs Va-
tcrland gestorben. — Endlich leidet die Sache un-
bedenklich noch Verzug, bis man vereinigter ist, und

für das Schöne und Edle mehr Empfänglichkeit hat.
Man suche indeß den Beschluß der den Hinterlasse-

nen der Vaterlandsvertheidiger, Unterstützung zusichert,

so viel möglich in Erfüllung zu bringen.

B od m er'n schmerzt es, dem Senat in Erin-
nerung bringen zu müssen/ daß man die rechtschaffen

sten treuste» Hcîveticr immer mehr herabzuwürdigen
sucht. Im Jahr 179z und 98 handelten die alten
Orte untreu gegen die Landleute des Cantons Zürich.
Warum sollte man jezt ihnen Vorzugsweise ein Denk-
mal errichten? Was müßte man dann denen lhnn,
die sich für die Freyheit damals bewarben und dafür
unglüklich wurden? Er verwirst den Beschluß.

Die t h elm stimmt auch zur Verwerfung ; und er
fragt, was dffs für ein Mischmasch geben würde,
wenn man die für und die wider einander, im I.
1798, stritten, hier in einem Denkmal vereinigte?
Die in der March haben auch das Unglük gehabt, im
Jahr 1798, mit den Glarnern auszuziehen ; vergebens
hatte er sich widerfetzt.

Kubli erklärt, er habe nie gesagt daß mau
denen von 1798, ein Denkmal errichten soll.

Mit tel holz er spricht auch zur Verwerfung,
und findet, was der Beschluß vorschlägt, sehr un-
zwekmäßig. Er stimmt übrigens Kubly bey, und
rechnet sichs gar nicht zur Schande, daß auch er

an der Spitze eines Appenzclterhäufchens, nicht gegen
die Freyheil, fondern gegen die Art, wie mau im
I. 98 die Freyheit uns aufdringen wollte, auszog.

Erauer. So lang man mit Vaterland und
Freyheit so ungleiche Begriffe verbindet, wie bisda-
hin, könnte dieser Beschluß nichts anders, als Ver-
wirrung bringen. Die im I. 1798 so viel Frey-
hcitsgefühl zeigten, wollten dann doch Unterthanen
haben!

M it t e l h 0 l; e r. Von allen, die damals aus-

zogen, that es keiner, um Unterthanen zu erhalten
oder zu behalten.

Der Beschluß wird einmüthig verworfen.
Vier Zuschriften verschiedener Gemeinden ans dem-

Canton Bern, und drey gleiche ans dem Canton
Luzcrn, gegen die Vertagung der Räthe, werden
verlesen.

Der Beschüß wird verlesen, der dem B. Friedr.
Sonderegger von Berlin, das helvetische Bürgerrecht-
wieder ertheilt.

Er wird einer Commißion übergeben, die aus den

B Crauer, Caglivni und Kunz besteht.

Der Beschluß der den Prozeß des Caspar Zim,-
mermann und Mithaste betrist, wird verlesen.

Er wird einer Commißion übergeben, die aus den-

B. Kesselring, Künzli und Ho ch besieht..

Der Beschluß wird verlesen und angenommen, der-

die Strafftntenz des Bernard Sanz^ gebürtig, aus



dem Wirtemöergischen, in eine ewige Verbannung aus

Helvecien verwandelt.

Eine Zuschrift einiger Gemeinden von Morsce und

Aubonne gegen die Vertagung wird verlesen.

Kesselring erhält das Wort für eine Ordnungs-
motion, über die vorgenommene Trennung der Stadt-
und Staatsgüter in St. Gallen: er zweifelt, daß

solche unpartheyisch geschehen und trägt aus eine Ein-
ladung an die Vollziehung an, die Verhandlungen
darüber den gesetzgebenden Rathen mitzutheilen; —
er wünscht auch Rücknahme des Gesetzes, das die

Trennung von Gemeint» - und Staatsgütern, der Voll-
ziehung überläßt.

Lüthy v. Sol. Der Senat hat keine Initia-
tive — indeß können wir Kesselrings Antrag, ohne

darüber einzutreten, an den grossen Rath senden.

Kubli belobt und unterstüzt Kesselrings Antrag
auch die Mittheilung an den grossen Rath.

Gen hard stimmt Lüthy bey.

Mittelholzer auch. Gewiss ists, daß wann

jczt der Voll;. Ausschuß Separationen von Staats -

und Gcmeindgut vornimmt, so werden sie den Gesetz-

bcrn nicht zur Ratifikation vorgelegt. Das Gesetz

kann aber vielleicht nun vervollständigt und vervoll-

kvmmnct werden. '

Lüthy's Antrag wird angenommen.

Am -zten Juni waren keine Sitzungen in beyden

Räthen.

Sen a t 16. I u n i.
Präsident: Münger.

Bay im Namen einer Commißiou räch zur Ver-
werfung des Beschlusses über die Hausirer. Der Be-

richt wird für z Tage auf den Canzlcytisch gelegt.

Kleine Schriften.
Ueber die Staatseinkünfte der helve-

tischen Republik. Von H. Heidegger.
L. Winterthur 1800. S. 20.

Als bey Annahme der Constitution, das Volk sei-

mn Gesetzgebern und Regenten die Besorgung der

Staatshaushaltung übertrug, da anvertraute es ihnen
alle Einkünfte der chmaligen Regierungen an Capi.
talicn, Zinsen, Zehnden, Bodenzinsen, an Zollen,
an liegenden Gründen, mit angefüllten Weinkellern
und Getrcidemagazinen.— Die Eantone, die nicht'
in so reichem Maße Staatsbesitzungcn und anderes

beytragen konnten, diese erliessen einige aufgehobene
Klöster mit ansehnlichen Quellen von Einkünften. —
AU dieses mit einmal Zusammengebrachte war eine»

nicht unbedeutende Ausstattung für die neue Republik.
Da die Eantone noch abgesondert waren, da waren»

diese Einnahmequellen beträchtlich genug, die Staats-
bedürfnisse der alten Regierungen bestreiken zu können

und noch einigen Wohlstand über ihre Eantone zu'
verbreiten. — Unter dem Titel: dem Volk eine
Wohlthat zu erweisen, hob nun die Gesetz-

gebung Zehnden und Bodenzinse auf — zum Nach-
theile des Staats, der Kirche, der Schulen, tn?
Armen und vieler Bürger; dem dürftigen Landbürger
ward dadurch nicht geholfen, der Reiche aber bcrei-

chcrte sich mit einmal noch mehr. — Dem damaligem

Fiuanzde parlement der Regierung, gereichtes»

zum gerechtesten und verdientesten Vorwurfe, nicht durch
nachdrucksvolle Vorstellungen die Gesetzgeber gewarnt,-
ihnen die traurigen Folgen des Schrittes berechnet,
das bevorstehende Elend geschildert und die Opposition'
in den Räthen unterstüzt zu haben. — Mit dein»

Dekrete erwarteten die Gesetzgeber, daß die Debitoren»
die unter ihren Werth hcrabgesezten Schulden in Ca-

vital verbrieft» oder durch baare Bezahlung tilgen!
sollten. Iezt trat die leicht vorherzusthende llnmög-
lichkeit ein: die Armen konnten und die Reichen'
wollten nicht, weder verschreiben »och bezahlen. Das-
Wort aufheben nahmen viele für nicht bezah--
len, daher gaben sie weder dem Staat noch andern!
Schnldgläubigern das, was sie schuldig waren. —'
Nun sollte eine allgemeine Vermögenssteuer und nach--

her Beyträge zur Bestreitung der Kriegskosten bezahlt-

werde». So wie in Zchend- und Bodenzinssachen,-
zeichnete sich auch hier eine grosse Zahl der Landbe--

wohner aus und bezahlten nicht, wo sonst zu Taufen--
den besser denkende Bürger beytrugen. Die Vbrwal--
tungskammern brachten es' nicht dahin, eine vottstan-

dige Schätzung der liegenden Güter zu bekommen:

Die Vorsteher der Munizipalitäten, gewöhnlich' die»

Ansehnlichsten und Reichen in der Gemeinde, die

vieles zu versteuren hatten, versteckten sich hinter die-'

Abgeneigtheit der Aermcrn, sie schäzien nicht und die-'
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